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8. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von den zusätz-
lichen Bemühungen, die derzeit unternommen werden, um die
Zusammenarbeit mit anderen internationalen, staatlichen und
nichtstaatlichen Organisationen zu verstärken, damit Wahlhil-
feanträgen umfassender und bedarfsgerechter entsprochen
werden kann, ermutigt diese Organisationen, ihr Wissen und
ihre Erfahrungen weiterzugeben, um bei der von ihnen ge-
währten Hilfe und bei ihrer Berichterstattung über die Wahl-
prozesse die besten Verfahrensweisen zu fördern, und dankt
denjenigen Mitgliedstaaten, Regionalorganisationen und
nichtstaatlichen Organisationen, die Beobachter oder techni-
sche Sachverständige zur Unterstützung der Wahlhilfetätig-
keiten der Vereinten Nationen zur Verfügung gestellt haben;

9. anerkennt das Ziel, die Methoden und Standards
der zahlreichen an Wahlbeobachtungen beteiligten zwischen-
und nichtstaatlichen Organisationen zu harmonisieren, und
begrüßt in dieser Hinsicht die Grundsatzerklärung für die in-
ternationale Wahlbeobachtung und den Verhaltenskodex für
internationale Wahlbeobachter, in denen Leitlinien für die in-
ternationale Wahlbeobachtung festgelegt sind;

10. erinnert daran, dass der Generalsekretär den Treu-
handfonds der Vereinten Nationen für Wahlhilfe geschaffen
hat, und fordert eingedenk dessen, dass der Fonds derzeit na-
hezu ausgeschöpft ist, die Mitgliedstaaten auf, zu erwägen,
Beiträge an den Fonds zu leisten;

11. ermutigt den Generalsekretär, über den Koordina-
tor der Vereinten Nationen für Wahlhilfeangelegenheiten und
mit Unterstützung der Abteilung Wahlhilfe der Sekretariats-
Hauptabteilung Politische Angelegenheiten auch weiterhin
auf die sich ändernde Art der Hilfeanträge und den zuneh-
menden Bedarf an bestimmten Formen der mittelfristigen
sachverständigen Hilfe einzugehen, die darauf ausgerichtet
ist, die vorhandene Kapazität der antragstellenden Regierung
zu unterstützen und zu stärken, insbesondere durch die Stei-
gerung der Kapazitäten der nationalen Wahlinstitutionen;

12. ersucht den Generalsekretär, die Abteilung Wahl-
hilfe personell und finanziell angemessen auszustatten, damit
sie ihren Auftrag erfüllen und insbesondere bei der Liste der
Wahlsachverständigen und dem institutionellen Gedächtnis
der Organisation im Zusammenhang mit Wahlangelegenhei-
ten für leichtere Zugänglichkeit und größere Vielfalt sorgen
kann, und auch weiterhin zu gewährleisten, dass das Amt des
Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für Menschen-
rechte im Rahmen seines Mandats und in enger Abstimmung
mit der Abteilung den zahlreichen und zunehmend komple-
xen und umfassenden Anträgen von Mitgliedstaaten auf Be-
ratende Dienste entsprechen kann;

13. erklärt erneut, dass die Abteilung Wahlhilfe und
das Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen sowie
die Sekretariats-Hauptabteilungen Friedenssicherungseinsät-
ze und Unterstützung der Feldeinsätze sich unter der Schirm-
herrschaft des Koordinators der Vereinten Nationen für
Wahlhilfeangelegenheiten laufend und umfassend abstimmen
müssen, um die Koordinierung und Kohärenz der Wahlhilfe
der Vereinten Nationen zu gewährleisten und Doppelarbeit zu
vermeiden, und befürwortet in diesem Zusammenhang ein

noch stärkeres Engagement des Amtes des Hohen Kommis-
sars der Vereinten Nationen für Menschenrechte;

14. ersucht das Entwicklungsprogramm der Vereinten
Nationen, seine Hilfsprogramme für demokratische Regie-
rungsführung in Zusammenarbeit mit anderen zuständigen
Organisationen weiter durchzuführen, insbesondere diejeni-
gen, die die Stärkung der demokratischen Institutionen sowie
der Verbindungen zwischen der Zivilgesellschaft und den Re-
gierungen fördern;

15. erklärt erneut, wie wichtig es ist, die Koordinie-
rung inner- und außerhalb des Systems der Vereinten Natio-
nen zu verstärken, und bekräftigt die klare Führungsrolle des
Koordinators der Vereinten Nationen für Wahlhilfeangele-
genheiten innerhalb des Systems der Vereinten Nationen, na-
mentlich bei der Gewährleistung der systemweiten Kohärenz
und Schlüssigkeit und bei der Stärkung des institutionellen
Gedächtnisses sowie der Ausarbeitung, Verbreitung und Ver-
öffentlichung der Wahlhilfepolitik der Vereinten Nationen;

16. ersucht den Generalsekretär, der Generalver-
sammlung auf ihrer achtundsechzigsten Tagung über die
Durchführung dieser Resolution, insbesondere über den
Stand der von den Mitgliedstaaten gestellten Anträge auf
Wahlhilfe, sowie über die Maßnahmen Bericht zu erstatten,
die er ergriffen hat, um sicherzustellen, dass der Demokrati-
sierungsprozess in den Mitgliedstaaten von der Organisation
stärker unterstützt wird.

RESOLUTION 66/164

Verabschiedet auf der 89. Plenarsitzung am 19. Dezember 2011,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses
(A/66/462/Add.2, Ziff. 108)400.

66/164. Förderung der Erklärung über das Recht und 
die Verpflichtung von Einzelpersonen, Gruppen 
und Organen der Gesellschaft, die allgemein 
anerkannten Menschenrechte und Grund-
freiheiten zu fördern und zu schützen

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 53/144 vom 9. De-
zember 1998, mit der sie die in deren Anlage enthaltene Er-

400 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Albanien, Andorra, Argentinien, Armenien,
Australien, Belgien, Benin, Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Bulga-
rien, Burkina Faso, Chile, Costa Rica, Côte d’Ivoire, Dänemark,
Deutschland, Dominikanische Republik, ehemalige jugoslawische Re-
publik Mazedonien, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechen-
land, Guatemala, Haiti, Honduras, Irland, Island, Israel, Italien, Japan,
Jordanien, Kanada, Kongo, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen,
Luxemburg, Mali, Malta, Marokko, Mexiko, Mikronesien (Föderierte
Staaten von), Monaco, Montenegro, Neuseeland, Niederlande, Niger,
Norwegen, Österreich, Panama, Paraguay, Peru, Polen, Portugal, Repu-
blik Korea, Republik Moldau, Rumänien, San Marino, Schweden,
Schweiz, Senegal, Serbien, Slowakei, Slowenien, Spanien, Thailand,
Tschechische Republik, Türkei, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Vanuatu,
Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte
Staaten von Amerika und Zypern.
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klärung über das Recht und die Verpflichtung von Einzelper-
sonen, Gruppen und Organen der Gesellschaft, die allgemein
anerkannten Menschenrechte und Grundfreiheiten zu fördern
und zu schützen, im Konsens verabschiedete, und erneut er-
klärend, wie wichtig die Erklärung und ihre Förderung und
Umsetzung sind,

sowie unter Hinweis auf alle früheren Resolutionen zu
diesem Thema, insbesondere ihre Resolution 64/163 vom
18. Dezember 2009 und die Resolutionen des Menschen-
rechtsrats 13/13 vom 25. März 2010401 und 16/5 vom 24. März
2011402,

mit tiefer Besorgnis davon Kenntnis nehmend, dass in
vielen Ländern Personen und Organisationen, die sich für die
Förderung und Verteidigung der Menschenrechte und Grund-
freiheiten einsetzen, aufgrund dieser Tätigkeiten häufig Dro-
hungen und Drangsalierungen ausgesetzt sind und in Unsi-
cherheit leben, so auch durch Einschränkungen der Vereini-
gungsfreiheit oder der freien Meinungsäußerung oder des
Rechts, sich friedlich zu versammeln, oder durch Missbrauch
von Zivil- oder Strafverfahren,

ernsthaft besorgt darüber, dass in einigen Fällen Geset-
ze und sonstige Maßnahmen zum Schutz der nationalen Si-
cherheit und zur Bekämpfung des Terrorismus missbräuch-
lich gegen Menschenrechtsverteidiger angewandt wurden
oder dass sie deren Arbeit und Sicherheit in völkerrechtswid-
riger Weise behindert haben,

sowie ernsthaft besorgt über die nach wie vor zahlrei-
chen Menschenrechtsverletzungen an Personen, die sich für
die Förderung und Verteidigung der Menschenrechte und
Grundfreiheiten überall auf der Welt einsetzen, sowie dar-
über, dass in vielen Ländern Drohungen, Angriffe und Ein-
schüchterungshandlungen gegen Menschenrechtsverteidiger
nach wie vor straflos bleiben und dass sich dies negativ auf
ihre Arbeit und ihre Sicherheit auswirkt,

ferner ernsthaft besorgt darüber, dass Menschrechtsver-
teidiger zum Ziel von Angriffen gemacht werden, weil sie
über Menschenrechtsverletzungen berichten und Informatio-
nen darüber einholen,

ernsthaft besorgt über die erhebliche Zahl von Mittei-
lungen an die Sonderberichterstatterin des Menschenrechts-
rats über die Lage von Menschenrechtsverteidigern, die zu-
sammen mit den von einigen anderen Mechanismen für Son-
derverfahren vorgelegten Berichten nahelegen, dass Men-
schenrechtsverteidiger, insbesondere die Frauen unter ihnen,
ernsten Risiken ausgesetzt sind,

unter Hervorhebung der wichtigen Rolle von Einzelper-
sonen, Organisationen der Zivilgesellschaft, nichtstaatlichen
Organisationen, Gruppen, Organen der Gesellschaft und un-
abhängigen nationalen Institutionen im Hinblick auf die För-
derung und den Schutz aller Menschenrechte und Grundfrei-
heiten für alle, namentlich bei dem Vorgehen gegen alle For-
men von Menschenrechtsverletzungen, der Bekämpfung der
Straflosigkeit, der Bekämpfung der Armut und der Diskrimi-
nierung und der Förderung des Zugangs zu Gerechtigkeit,
Demokratie, Toleranz, Menschenwürde und dem Recht auf
Entwicklung, und daran erinnernd, dass sie allesamt Rechte
sowie Verantwortlichkeiten und Pflichten innerhalb und ge-
genüber der Gemeinschaft haben,

in der Erkenntnis, dass Menschenrechtsverteidiger eine
maßgebliche Rolle dabei spielen können, Anstrengungen zur
Stärkung des Friedens und der Entwicklung durch Dialog,
Offenheit, Partizipation und Gerechtigkeit zu unterstützen,
namentlich indem sie die Förderung und den Schutz der Men-
schenrechte überwachen, darüber berichten und dazu beitra-
gen,

sowie in der Erkenntnis, dass neue Kommunikationsfor-
men den Menschenrechtsverteidigern als wichtiges Instru-
ment zur Förderung des Schutzes der Menschenrechte dienen
können,

unter Hinweis darauf, dass gewisse Rechte im Einklang
mit Artikel 4 des Internationalen Paktes über bürgerliche und
politische Rechte403 als Rechte anerkannt werden, die unter
keinen Umständen außer Kraft gesetzt werden können, und
dass jede Außerkraftsetzung von anderen Bestimmungen des
Paktes in jedem Fall mit dem genannten Artikel im Einklang
stehen muss, sowie unter Betonung des Ausnahme- und
Übergangscharakters aller solcher Außerkraftsetzungen, auf
die der Menschenrechtsausschuss in seiner am 24. Juli 2001
verabschiedeten Allgemeinen Bemerkung Nr. 29 über Not-
standssituationen404 hingewiesen hat,

unter Begrüßung der Zusammenarbeit zwischen der
Sonderberichterstatterin und den anderen Sonderverfahren
des Menschenrechtsrats sowie anderen zuständigen Organen,
Büros, Hauptabteilungen, Sonderorganisationen und Mitar-
beitern der Vereinten Nationen am Amtssitz und auf Landes-
ebene im Rahmen ihres Mandats,

sowie unter Begrüßung der regionalen Initiativen zur
Förderung und zum Schutz der Menschenrechte wie auch der
verstärkten Zusammenarbeit zwischen internationalen und
regionalen Mechanismen zum Schutz von Menschenrechts-
verteidigern und zu weiteren Fortschritten in dieser Hinsicht
anregend,

401 Siehe Official Records of the General Assembly, Sixty-fifth Session,
Supplement No. 53 und Korrigendum (A/65/53 und Corr.1), Kap. II,
Abschn. A.
402 Ebd., Sixty-sixth Session, Supplement No. 53 (A/66/53), Kap. II,
Abschn. A.

403 Siehe Resolution 2200 A (XXI), Anlage. Amtliche deutschsprachige
Fassungen: dBGBl. 1973 II S. 1533; LGBl. 1999 Nr. 58; öBGBl.
Nr. 591/1978; AS 1993 750.
404 Official Records of the General Assembly, Fifty-sixth Session, Supple-
ment No. 40 (A/56/40), Vol. I, Anhang VI.
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ferner unter Begrüßung der Schritte, die einige Staaten
unternommen haben, um innerstaatliche Politikmaßnahmen
oder Rechtsvorschriften zum Schutz von Einzelpersonen,
Gruppen und Organen der Gesellschaft, die sich für die För-
derung und Verteidigung der Menschenrechte einsetzen, zu er-
lassen, namentlich in Weiterverfolgung des Mechanismus des
Menschenrechtsrats für die allgemeine regelmäßige Überprü-
fung,

daran erinnernd, dass die Staaten die Hauptverantwor-
tung für die Förderung und den Schutz der Menschenrechte
tragen, erneut erklärend, dass die mit der Charta der Verein-
ten Nationen und anderen völkerrechtlichen Verpflichtungen
der Staaten auf dem Gebiet der Menschenrechte und Grund-
freiheiten übereinstimmenden innerstaatlichen Rechtsvor-
schriften den rechtlichen Rahmen bilden, innerhalb dessen
die Menschenrechtsverteidiger ihre Tätigkeit ausüben, und
mit tiefer Besorgnis feststellend, dass die Aktivitäten man-
cher nichtstaatlicher Akteure die Sicherheit der Menschen-
rechtsverteidiger in erheblichem Maße bedrohen,

hervorhebend, dass es robuster und wirksamer Maßnah-
men zum Schutz von Menschenrechtsverteidigern bedarf,

1. fordert alle Staaten auf, für die Erklärung über das
Recht und die Verpflichtung von Einzelpersonen, Gruppen
und Organen der Gesellschaft, die allgemein anerkannten
Menschenrechte und Grundfreiheiten zu fördern und zu
schützen405, einzutreten und sie in vollem Umfang zu verwirk-
lichen, namentlich indem sie gegebenenfalls konkrete Maß-
nahmen zu diesem Zweck ergreifen;

2. begrüßt die Berichte der Sonderberichterstatterin
des Menschenrechtsrats für die Lage von Menschenrechtsver-
teidigern406 und ihren Beitrag zur wirksamen Förderung der
Erklärung und zur Verbesserung des Schutzes von Men-
schenrechtsverteidigern überall auf der Welt;

3. verurteilt alle Menschenrechtsverletzungen an
Personen, die sich für die Förderung und Verteidigung der
Menschenrechte und Grundfreiheiten überall auf der Welt
einsetzen, und fordert die Staaten nachdrücklich auf, alle ge-
eigneten, mit der Erklärung und allen weiteren einschlägigen
Rechtsakten auf dem Gebiet der Menschenrechte im Einklang
stehenden Maßnahmen zu ergreifen, um derartige Menschen-
rechtsverletzungen zu verhüten und zu beseitigen;

4. fordert alle Staaten auf, alle erforderlichen Maß-
nahmen zu ergreifen, um den Schutz der Menschenrechtsver-
teidiger sowohl auf lokaler als auch auf nationaler Ebene zu
gewährleisten, einschließlich in Zeiten bewaffneter Konflikte
und der Friedenskonsolidierung;

5. fordert die Staaten auf, das Recht der freien Mei-
nungsäußerung und die Vereinigungsfreiheit von Menschen-
rechtsverteidigern zu achten, zu schützen und zu gewährleis-
ten und in dieser Hinsicht dort, wo es Verfahren für die Regis-
trierung von Organisationen der Zivilgesellschaft gibt, dafür

zu sorgen, dass diese transparent, nichtdiskriminierend, zügig
und kostengünstig sind, im Rahmen ihres innerstaatlichen
Rechts die Möglichkeit des Einspruchs zulassen und die Ver-
pflichtung zu einer erneuten Registrierung vermeiden und mit
den internationalen Menschenrechtsnormen im Einklang ste-
hen;

6. fordert die Staaten außerdem auf, dafür Sorge zu
tragen, dass die Menschenrechtsverteidiger ihre wichtige
Rolle im Rahmen friedlicher Proteste wahrnehmen können,
im Einklang mit innerstaatlichen Rechtsvorschriften, die mit
der Charta der Vereinten Nationen und den internationalen
Menschenrechtsnormen übereinstimmen, und in dieser Hin-
sicht sicherzustellen, dass niemand übermäßiger und unter-
schiedsloser Gewaltanwendung, willkürlicher Festnahme und
Inhaftierung, Folter und anderer grausamer, unmenschlicher
oder erniedrigender Behandlung oder Strafe, Verschwinden-
lassen, Missbrauch straf- oder zivilrechtlicher Verfahren oder
der Androhung solcher Handlungen unterworfen wird;

7. fordert die Staaten nachdrücklich auf, dafür Sorge
zu tragen, dass alle ihre Maßnahmen zur Bekämpfung des
Terrorismus und zur Wahrung der nationalen Sicherheit ihren
völkerrechtlichen Verpflichtungen, insbesondere aus dem
Völkerrecht auf dem Gebiet der Menschenrechte, entspre-
chen und weder die Arbeit der Einzelpersonen, Gruppen und
Organe der Gesellschaft, die sich für die Förderung und Ver-
teidigung der Menschenrechte einsetzen, behindern noch ihre
Sicherheit beeinträchtigen;

8. fordert die Staaten außerdem nachdrücklich auf,
geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um die Frage der Straflo-
sigkeit für Angriffe, Drohungen und Einschüchterungshand-
lungen anzugehen, die von staatlichen und nichtstaatlichen
Akteuren gegen Menschenrechtsverteidiger und ihre Angehö-
rigen begangen werden, einschließlich Fällen von geschlechts-
spezifischer Gewalt, namentlich indem sie dafür sorgen, dass
Beschwerden von Menschenrechtsverteidigern umgehend un-
tersucht werden und dass ihnen auf transparente, unabhängige
und rechenschaftspflichtige Weise nachgegangen wird;

9. fordert alle Staaten nachdrücklich auf, mit der
Sonderberichterstatterin bei der Wahrnehmung ihres Mandats
zusammenzuarbeiten und sie dabei zu unterstützen sowie
rechtzeitig alle Informationen vorzulegen und die ihnen von
der Sonderberichterstatterin übermittelten Mitteilungen ohne
unangemessene Verzögerung zu beantworten;

10. fordert die Staaten auf, ernsthaft in Erwägung zu
ziehen, den Anträgen der Sonderberichterstatterin auf Besuch
ihres Landes zu entsprechen, und fordert sie nachdrücklich
auf, mit der Sonderberichterstatterin im Hinblick auf die Wei-
terverfolgung und Umsetzung ihrer Empfehlungen in einen
konstruktiven Dialog einzutreten, um ihr die noch wirksame-
re Erfüllung ihres Mandats zu ermöglichen;

11. legt den Staaten eindringlich nahe, die Erklärung
übersetzen zu lassen und Maßnahmen zu ergreifen, um si-
cherzustellen, dass sie auf nationaler und lokaler Ebene bei
Amtsträgern sowie bei Einzelpersonen, Gruppen, Organen
der Gesellschaft und sonstigen nichtstaatlichen Akteuren so
weit wie möglich verbreitet wird;

405 Resolution 53/144, Anlage.
406 Siehe A/63/288, A/64/226, A/65/223 und A/66/203.



V. Resolutionen aufgrund der Berichte des Dritten Ausschusses

495

12. legt den Staaten nahe, die Erklärung besser be-
kanntzumachen und eine entsprechende Schulung zu fördern,
um Amtsträger, Organisationen, Behörden und Richter zur
Einhaltung der Bestimmungen der Erklärung zu befähigen
und dadurch ein besseres Verständnis und mehr Achtung für
die Einzelpersonen, Gruppen und Organe der Gesellschaft,
die sich für die Förderung und Verteidigung der Menschen-
rechte einsetzen, sowie für ihre Arbeit zu bewirken;

13. ermutigt die zuständigen Organe der Vereinten Na-
tionen, einschließlich auf Landesebene, im Rahmen ihres je-
weiligen Mandats und in Zusammenarbeit mit den Staaten die
Erklärung und die Berichte der Sonderberichterstatterin ge-
bührend zu berücksichtigen, und ersucht in diesem Zusam-
menhang das Amt des Hohen Kommissars der Vereinten Na-
tionen für Menschenrechte, die Aufmerksamkeit aller zustän-
digen Organe der Vereinten Nationen, so auch auf Landesebe-
ne, auf die Berichte der Sonderberichterstatterin zu lenken;

14. ersucht das Amt des Hohen Kommissars sowie die
anderen zuständigen Organe, Büros, Hauptabteilungen und
Sonderorganisationen der Vereinten Nationen, im Rahmen ih-
res jeweiligen Mandats zu prüfen, wie sie die Staaten dabei un-
terstützen können, die Rolle der Menschenrechtsverteidiger
und ihre Sicherheit zu stärken, einschließlich in Situationen
bewaffneten Konflikts und bei der Friedenskonsolidierung;

15. ersucht alle zuständigen Einrichtungen und Orga-
nisationen der Vereinten Nationen, im Rahmen ihres Mandats
der Sonderberichterstatterin bei der wirksamen Erfüllung ih-
res Mandats, namentlich im Rahmen von Länderbesuchen, je-
de erdenkliche Hilfe und Unterstützung zu gewähren;

16. ersucht die Sonderberichterstatterin, der General-
versammlung und dem Menschenrechtsrat auch künftig im
Einklang mit ihrem Mandat jährlich über ihre Tätigkeit Be-
richt zu erstatten;

17. beschließt, diese Frage auf ihrer achtundsechzigs-
ten Tagung unter dem Punkt „Förderung und Schutz der Men-
schenrechte“ zu behandeln.

RESOLUTION 66/165

Verabschiedet auf der 89. Plenarsitzung am 19. Dezember 2011,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses
(A/66/462/Add.2, Ziff. 108)407.

66/165. Schutz und Hilfe für Binnenvertriebene

Die Generalversammlung,

daran erinnernd, dass Binnenvertriebene Personen oder
Personengruppen sind, die gezwungen oder genötigt wurden,
aus ihren Heimstätten oder dem Ort ihres gewöhnlichen Auf-
enthalts zu fliehen oder diese zu verlassen, insbesondere als
Folge oder zur Vermeidung der Auswirkungen eines bewaff-
neten Konflikts, von Situationen allgemeiner Gewalt, Men-
schenrechtsverletzungen und natürlichen oder vom Men-
schen verursachten Katastrophen, und die keine international
anerkannte Staatsgrenze überschritten haben408,

feststellend, dass Binnenvertriebene in voller Gleichheit
dieselben Rechte und Freiheiten nach dem Völkerrecht und
innerstaatlichem Recht wie andere Personen in ihrem Land
genießen,

zutiefst beunruhigt über die bestürzend hohe Zahl der
Menschen auf der ganzen Welt, die unter anderem aufgrund
von bewaffneten Konflikten, Menschenrechtsverletzungen
sowie natürlichen oder vom Menschen verursachten Kata-
strophen zu Binnenvertriebenen werden und denen in nur un-
zureichendem Maße Schutz und Hilfe zuteil wird, sowie im
Bewusstsein der ernsten Herausforderungen, die der interna-
tionalen Gemeinschaft daraus erwachsen,

in der Erkenntnis, dass Naturkatastrophen eine Ursache
von Binnenvertreibung sind, und in Sorge über Faktoren wie
die Klimaänderung, die die Auswirkungen von Naturkata-
strophen voraussichtlich verschärfen werden, sowie über Er-
eignisse, die mit dem Klima zusammenhängen,

sowie in der Erkenntnis, dass die Folgen von Naturge-
fahren verhütet oder erheblich gemildert werden können,
wenn Strategien zur Verringerung des Katastrophenrisikos in
nationale Entwicklungspolitiken und -programme integriert
werden,

im Bewusstsein der Menschenrechtsdimension und der
humanitären Dimension des Problems der Binnenvertriebe-
nen, namentlich in Situationen lang anhaltender Vertreibung,
sowie der Verantwortung der Staaten und der internationalen
Gemeinschaft für die weitere Verstärkung des Schutzes und
der Hilfe für diese Personen,

betonend, dass die Staaten die Hauptverantwortung da-
für tragen, dass Binnenvertriebene in ihrem Hoheitsbereich
Schutz und Hilfe erhalten und dass die tieferen Ursachen des
Vertreibungsproblems in angemessener Zusammenarbeit mit
der internationalen Gemeinschaft behoben werden,

bekräftigend, dass alle Menschen, einschließlich der
Binnenvertriebenen, das Recht auf Freizügigkeit und freie
Wahl des Aufenthaltsorts haben und vor willkürlicher Ver-
treibung geschützt werden sollen409,

407 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Albanien, Argentinien, Armenien, Aserbai-
dschan, Äthiopien, Australien, Belgien, Bosnien und Herzegowina, Bul-
garien, Burkina Faso, Chile, Costa Rica, Côte d’Ivoire, Dänemark,
Deutschland, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien,
Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Guatemala, Hon-
duras, Irland, Island, Italien, Japan, Kroatien, Lettland, Liberia, Liechten-
stein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Mali, Malta, Mexiko, Mikrone-
sien (Föderierte Staaten von), Monaco, Montenegro, Niger, Nigeria,
Norwegen, Österreich, Paraguay, Peru, Polen, Portugal, Republik Korea,
Republik Moldau, Ruanda, Rumänien, San Marino, Schweiz, Serbien,
Sierra Leone, Slowakei, Slowenien, Spanien, Thailand, Timor-Leste,
Tschechische Republik, Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Vereinigte
Republik Tansania, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordir-
land, Vereinigte Staaten von Amerika und Zypern.

408 Siehe Leitlinien betreffend Binnenvertreibungen (E/CN.4/1998/53/
Add.2, Anhang), Einleitung, Ziff. 2. In Deutsch verfügbar unter http://
www.un.org/Depts/german/wiso/e-cn4-1998-53-add.2.pdf).
409 Siehe Leitlinien betreffend Binnenvertreibungen, Leitlinie 6.




